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I. Geltungsbereich, Rangfolge, Form

1. Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen (AEB) gelten für alle Geschäftsbeziehungen
zwischen der Thermal Management Solutions DE Oberboihingen GmbH (nachfolgend
„Käuferin“) und den Geschäftspartnern und Lieferanten (nachfolgend „Verkäufer“),
insbesondere im Rahmen von Rahmenverträgen, Serienbelieferungen,
Entwicklungsprojekten, Lieferabrufen und sonstigen projektbezogenen
Beschaffungen. Die AEB gelten nur, wenn der Verkäufer Unternehmer im Sinne des §
14 BGB, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches
Sondervermögen ist.

2. Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder die Lieferung
beweglicher Sachen, ohne Rücksicht darauf, ob der Verkäufer die Ware selbst herstellt
oder bei Zulieferern einkauft. Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AEB in der
zum Zeitpunkt der Bestellung der Käuferin gültigen Fassung als Rahmenvereinbarung
auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass die Käuferin in jedem Einzelfall
wieder auf sie hinweisen müsste.

3. Im Fall von Widersprüchen gilt die folgende Rangfolge (absteigend):
- Einzelbestellung und zugehörige Bestellunterlagen
- individuell ausgehandelte Vereinbarungen
- diese AEB
- Anlagen in der jeweils bei Vertragsschluss konkret übermittelten Fassung.

4. Es gelten ausschließlich diese AEB. Abweichende, entgegenstehende oder
ergänzende allgemeine Geschäftsbedingungen des Verkäufers werden nur dann und
insoweit Vertragsbestandteil als die Käuferin der Geltung ausdrücklich zugestimmt hat.
Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, insbesondere auch dann, wenn der
Verkäufer im Rahmen der Auftragsbestätigung auf seine AGB verweist und die Käuferin
nicht ausdrücklich widerspricht oder eine Lieferung vorbehaltlos entgegennimmt.

5. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Verkäufers haben in Textform zu
erfolgen. Textform im Sinne dieser AEB umfasst insbesondere E-Mail, EDI, Telefax und
Kommunikation über ein etwaig vorhandenes Lieferantenportal.

II. Vertragsschluss, Bestellungen, Spezifikationen

1. Bestellungen der Käuferin sind verbindlich. Soweit nicht anders angegeben, handelt es
sich bei dem Vertrag um einen Dauerbelieferungsvertrag zur Deckung des Bedarfs der
Käuferin für die Dauer des Produktionsprogramms des betroffenen
Erstausrüsters/Automobilherstellers oder sonstigen Kunden der Käuferin.

2. Der Vertrag kommt durch die Auftragsbestätigung des Verkäufers oder die
vorbehaltlose Ausführung der Bestellung durch Lieferung oder Leistung zustande.

3. Angebote des Verkäufers sind für die Käuferin unentgeltlich zu erstellen, soweit nicht
etwas anderes vereinbart ist. Der Verkäufer hat sich vor Angebotsabgabe über die
technischen und logistischen Rahmenbedingungen zu informieren und erkennbare
Unklarheiten unverzüglich anzuzeigen.



4. Zeichnungen, technische Spezifikationen, Lastenhefte, Freigaben, Muster, Prüfpläne
und sonstige produktbezogene Unterlagen der Käuferin sind verbindlich, soweit sie in
der Bestellung oder in einer Individualvereinbarung in Bezug genommen werden. Der
Verkäufer ist verpflichtet, die Unterlagen auf Plausibilität und technische Umsetzbarkeit
zu prüfen und erkennbare Risiken unverzüglich mitzuteilen.

5. Der Verkäufer ist dafür verantwortlich, dass die Auftragsbestätigung die Bestellung
inhaltlich zutreffend wiedergibt. Abweichungen, Einschränkungen oder Vorbehalte des
Verkäufers werden nur wirksam, wenn die Käuferin ihnen ausdrücklich in Textform
zustimmt.

6. Mündliche Nebenabreden, Erklärungen im Rahmen von Besprechungen, telefonische
Zusagen oder Inhalte von Präsentationen werden nur dann Vertragsbestandteil, wenn
sie von der Käuferin in Textform bestätigt werden.

III. Forecasts, EDI, Lieferabrufe

1. Forecasts, Produktionsprogramme, Mengenplanungen, Kapazitätsvorschauen und
sonstige Bedarfshinweise der Käuferin dienen der Produktions- und Materialplanung
des Verkäufers und sind unverbindlich, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.

2. Verbindlich sind ausschließlich Bestellungen und Lieferabrufe, die von der Käuferin in
Textform erteilt wurden und vom Verkäufer bestätigt oder ausgeführt wurden. Der
Abschluss eines Rahmenvertrags begründet ohne Abruf keine Abnahmeverpflichtung.

3. Bei elektronischer Datenübermittlung (EDI) ist der jeweils von der Käuferin übermittelte
und vom Verkäufer bestätigte Datensatz maßgeblich. Offenkundige Übermittlungs-,
Format- oder Schnittstellenfehler sind von beiden Parteien unverzüglich anzuzeigen
und in angemessener Weise zu korrigieren.

4. Der Verkäufer hat seine Kapazitäten so zu planen, dass verbindliche Lieferabrufe
eingehalten werden können. Erkennt der Verkäufer, dass Forecasts und verbindliche
Abrufe nicht mehr stimmig sind oder eine Kapazitätsunterdeckung droht, hat er die
Käuferin unverzüglich in Textform zu informieren und einen belastbaren Abhilfeplan
vorzulegen.

IV. Änderungen am Liefergegenstand, Kundenanforderungen, Änderungsfolgen

1. Die Käuferin ist berechtigt, im laufenden Vertragsverhältnis Änderungen der
Spezifikation, Ausführung, Menge, Liefertermine, Verpackung, Kennzeichnung,
Versandart oder des Lieferorts zu verlangen, soweit dies dem Verkäufer unter
Berücksichtigung seiner betrieblichen Verhältnisse und der bereits geleisteten
Disposition zumutbar ist.

2. Der Verkäufer hat jede Änderung unverzüglich auf technische und wirtschaftliche
Auswirkungen zu prüfen und der Käuferin innerhalb einer angemessenen Frist die
voraussichtlichen Folgen für Preis, Termine, Freigaben, Lagerbestände und
Werkzeuge in Textform mitzuteilen.

3. Änderungen werden erst mit Einigung der Parteien über die Änderungsfolgen wirksam.
Bis zur Einigung ist der Verkäufer verpflichtet, die zuletzt freigegebene Ausführung
fortzuführen, soweit dies technisch und wirtschaftlich möglich ist.

4. Kundenspezifische Anforderungen gelten gegenüber dem Verkäufer nur, wenn sie dem
Verkäufer vor Vertragsschluss oder im Projektverlauf in Textform mit Projektbezug



übermittelt wurden. Für zusätzlichen Aufwand aus neu eingeführten oder geänderten
Anforderungen gelten die Abs. 2 und 3 entsprechend.

5. Kommt über die Änderungsfolgen innerhalb einer angemessenen Frist keine Einigung
zustande, kann die Käuferin den betroffenen Teil der Bestellung stornieren. In diesem
Fall erhält der Verkäufer nur die nachgewiesenen, angemessenen und nicht
anderweitig verwertbaren Aufwendungen abzüglich ersparter Kosten und möglicher
Verwertungserlöse.

V. Preise, Zahlungsbedingungen, Steuern, Aufrechnung

1. Die vereinbarten Preise sind Festpreise und umfassen, soweit nicht ausdrücklich
abweichend vereinbart, alle für die vertragsgemäße Lieferung oder Leistung,
insbesondere Verpackung, Transport, Lager, Versicherung, Zoll, Abgaben,
Kennzeichnung, Dokumentation und sonstige Nebenleistungen.

2. Zusatzkosten (wie z.B. Expresszuschläge, Sonderverpackungen, Eilumrüstungen oder
Sonderfrachten) hat die Käuferin nur zu tragen, wenn sie vorab in Textform von ihr
freigegeben wurden. Der Verkäufer ist verpflichtet, kostenverursachende Umstände
frühzeitig mitzuteilen.

3. Alle Preise verstehen sich als Nettopreise zuzüglich der jeweils geltenden
Umsatzsteuer. Alle weiteren Steuern und öffentliche Abgaben wie Gebühren und Zölle
trägt der Verkäufer, soweit sie im Zusammenhang mit dem Abschluss oder der
Erfüllung des Vertrags außerhalb der Bundesrepublik Deutschland anfallen.

4. Der Verkäufer wird im Anschluss an die Lieferung von Waren oder die Erbringung von
Dienstleistungen korrekte Rechnungen erstellen. Rechnungen sind unter Angabe der
Bestellnummer, des Lieferabrufs, der Artikelnummer, der gelieferten Menge, des
Lieferdatums, des Lieferorts und der steuerlichen Pflichtangaben auszustellen.
Unvollständige oder nicht prüffähige Rechnungen gelten bis zur Korrektur als nicht
zugegangen.

5. Zahlungen erfolgen, sofern nicht anders vereinbart, innerhalb von 60 Tagen netto nach
vollständigem Wareneingang bzw. Leistungsnachweis und Zugang einer
ordnungsgemäßen, prüffähigen Rechnung. Soweit ein Skontoabzug vereinbart ist,
beginnt die Skontofrist erst mit Vorliegen sämtlicher Zahlungsvoraussetzungen.

6. Die Käuferin ist zur Aufrechnung und zur Ausübung von Zurückbehaltungsrechten
berechtigt, soweit Gegenansprüche aus demselben Vertragsverhältnis stammen oder
unbestritten, rechtskräftig festgestellt oder entscheidungsreif sind.

7. Die Käuferin kann Zahlungen so lange zurückhalten, bis der Verkäufer Nachweise im
von der Käuferin geforderten Umfang erbracht hat, dass gemäß der jeweiligen
Bestellung gelieferte Waren oder Dienstleistungen frei von Rechten Dritter sind.

8. Falls die Käuferin aufgrund von Umständen berechtigterweise Grund zu der Annahme
hat, dass die vertragsgemäße Erfüllung durch den Verkäufer gefährdet ist, kann die
Käuferin zu ihrem Schutz einen entsprechenden Betrag einbehalten, um sich gegen
ein solches Risiko zu schützen.



VI. Lieferung, Liefertermine, Verzug, Gefahrübergang

1. Vereinbarte Liefertermine und Lieferfristen sind verbindlich. Bei Serienbelieferung
gelten die Termine aus den jeweils verbindlichen Lieferabrufen oder Lieferplänen. Der
Verkäufer hat seine interne Produktions- und Materialplanung hierauf auszurichten.

2. Der Verkäufer ist verpflichtet, drohende Lieferverzögerungen oder Lieferausfälle
unverzüglich in Textform anzuzeigen. Die Anzeige muss mindestens die Ursache, die
betroffenen Artikel, die voraussichtliche Dauer der Verzögerung oder des Ausfalls, die
verfügbare Restmenge und konkrete Abhilfemaßnahmen enthalten.

3. Unterlässt der Verkäufer schuldhaft eine rechtzeitige Anzeige, haftet der für den
zusätzlichen Schaden, der der Käuferin durch die verspätete oder unterbliebene
Information entsteht, insbesondere für vermeidbare Sonderfrachten, Umplanungs-
oder Stillstandskosten.

4. Die Lieferungen müssen in den Mengen und zu den Zeiten erfolgen, wie auf der
Bestellung, in den Lieferabrufen oder in den Lieferplänen der Käuferin angegeben. Die
Einhaltung der Liefertermine ist eine Hauptleistungspflicht des Verkäufers.

5. Bei Lieferverzug stehen der Käuferin die gesetzlichen Rechte zu. Sie kann nach
erfolglosem Ablauf einer angemessenen Nachfrist insbesondere Schadensersatz statt
der Leistung verlangen, vom Vertrag zurücktreten oder Deckungskäufe auf Kosten des
Verkäufers tätigen. Soweit gesetzlich zulässig, ist in Einzelfällen eine Nachfristsetzung
entbehrlich.

6. Frühlieferungen von mehr als 2 Wochen sowie mehr- oder Teillieferungen bedürfen der
vorherigen Zustimmung der Käuferin, soweit nichts anderes vereinbart ist. Nicht
genehmigte Früh-, Mehr- oder Teillieferungen kann die Käuferin zurückweisen oder auf
Kosten und Gefahr des Verkäufers einlagern.

7. Der Gefahrübergang erfolgt mit Übergabe am vereinbarten Lieferort. Sofern nicht
anders vereinbart, liefert der Verkäufer DAP (Incoterms 2020) an dem in der Bestellung
oder Lieferabruf benannten Ort.

VII.Versand, Verpackung, Kennzeichnung, Umwelt und Produktsicherheit im
Versand

1. Jeder Sendung ist ein Lieferschein in üblicher Form beizufügen. Lieferschein und
Versanddokumente müssen insbesondere Bestellnummer, Lieferabruf, Artikelnummer,
Menge, Charge/Losnummer, Gewicht und den Bestimmungsort enthalten.

2. Der Verkäufer hat die Ware transportsicher, sachgerecht und unter Einhaltung
gesetzlicher Vorgaben zu verpacken. Vereinbarte Label-, Kennzeichnungs- und
Logistikstandards der Käuferin sind einzuhalten.

3. Der Verkäufer stellt sicher, dass Ware, Verpackung und Versandmittel keine
Gefährdung für Personen, Umwelt oder Anlagen der Käuferin verursacht. Dies gilt
insbesondere für auslaufende Flüssigkeit, unzureichende Sicherung, falsche
Gefahrgutkennzeichnung oder kontaminierte Verpackung.

4. Verstößt der Verkäufer gegen eine dieser Pflichten, haftet er nach den gesetzlichen
Vorschriften. Erforderliche Reinigungs-, Entsorgungs-, Sicherungs- und
Untersuchungskosten trägt der Verkäufer, soweit er den Verstoß zu vertreten hat.



VIII. Höhere Gewalt

1. Höhere Gewalt im Sinne dieser AEB ist jedes außerhalb des zumutbaren
Einflussbereichs der betroffenen Partei liegende Ereignis, das trotz zumutbarer
Sorgfalt nicht abgewendet werden kann und die Vertragserfüllung ganz oder teilweise
wesentlich beeinträchtigt. Hierzu können insbesondere Naturereignisse, Krieg, innere
Unruhen, Pandemien, Epidemien, rechtmäßige behördliche Eingriffe, Flächenausfälle
von Energieversorgung sowie erhebliche IT-, Netz- oder Cloud-Ausfälle einschließlich
Cyberangriffen gehören.

2. Keine höhere Gewalt sind reine Kostensteigerungen, Nachfragerückgänge, allgemeine
Lieferengpässe ohne konkretes Leistungshindernis oder sonstige Umstände aus dem
allgemeinen Beschaffungs- und Unternehmerrisiko der betroffenen Partei.

3. Die betroffene Partei hat das Ereignis und dessen Auswirkungen unverzüglich in
Textform anzuzeigen und angemessene Schadensminderungs- und
Umgehungsmaßnahmen zu ergreifen. Eine Beschaffung um jeden Preis ist nicht
geschuldet. Es sind jedoch zumutbare Alternativen, Umplanungen und
Notfallmaßnahmen zu prüfen.

4. Für die Dauer und den Umfang der Auswirkungen ruhen die betroffenen
Leistungspflichten. Leistungsfristen verlängern sich entsprechend. Bereits
entstandene Zahlungsansprüche für bereits erbrachte Leistungen bleiben unberührt.

5. Dauert das Ereignis länger als 90 Kalendertage an oder ist absehbar, dass eine
wesentliche Lieferpflicht innerhalb dieses Zeitraums nicht wieder aufgenommen
werden kann, ist die Käuferin berechtigt, betroffene Bestellungen ganz oder teilweise
zu kündigen oder vom Vertrag zurückzutreten. Weitergehende gesetzliche Rechte
bleiben unberührt.

IX. Qualität, Prüfungen, Wareneingang, Gewährleistung

1. Der Verkäufer schuldet die vereinbarte Beschaffenheit der Ware sowie deren Eignung
für den vertraglich vorausgesetzten und für den Verkäufer erkennbaren Einsatzzweck.
Maßgeblich sind insbesondere Bestellung, Spezifikation, Zeichnungen,
Freigabemuster, QSV und vereinbarte Kundenanforderungen.

2. Der Verkäufer unterhält ein wirksames Qualitätsmanagementsystem nach
branchenüblichen Standards. Soweit für das jeweilige Projekt einschlägig, sind
insbesondere IATF 16949, VDA-Standards, PPAP/PPF, Rückverfolgbarkeit und ein
dokumentiertes Änderungs- und Abweichungsmanagement einzuhalten.

3. Änderungen an Material, Zusammensetzung, Fertigungsprozess, Werkzeug,
Produktionsstandort; Prüfverfahren; Lieferkette, Unterlieferant, Software/Firmware,
Kennzeichnung oder Verpackung bedürfen der vorherigen Freigabe der Käuferin in
Textform. Der Verkäufer trägt die Verantwortung für eine ordnungsgemäße
Requalifikation und erforderliche Neufreigaben.

4. Für Prototypen, Vorserien- und Entwicklungsware gelten gesondert zu vereinbarende
Entwicklungs- und Erprobungsanforderungen. Eine Freigabe für die Serie liegt erst vor,
wenn die Käuferin dies in Textform erklärt oder der vereinbarte Freigabeprozess
abgeschlossen ist.

5. Die Käuferin führt eine Wareneingangsprüfung nur im ordnungsgemäßen
Geschäftsgang und grundsätzlich stichprobenartig durch. Offensichtliche Mängel



werden innerhalb angemessener Frist gerügt; verdeckte Mängel unverzüglich nach
Entdeckung. Eine weitergehende Untersuchungspflicht besteht nicht. Rechte der
Käuferin bei arglistigem Verschweigen bleiben unberührt.

6. Bei Mängeln stehen der Käuferin die gesetzlichen Rechte uneingeschränkt zu. Die
Käuferin kann nach ihrer Wahl Nachbesserung oder Ersatzlieferung verlangen. In
dringenden Fällen, insbesondere zur Vermeidung von Bandstillstand, Lieferausfall
gegenüber Kunden, Sicherheitsrisiken oder erheblicher Folgeschäden, ist die Käuferin
nach vorheriger Information des Verkäufers berechtigt, den Mangel selbst zu beheben,
nachzuarbeiten, zu sortieren oder Ersatz zu beschaffen.

7. Der Verkäufer trägt die für die Mangelbeseitigung erforderlichen Aufwendungen, soweit
der Mangel aus seiner Sphäre stammt und von ihm zu vertreten ist. Hierzu können
insbesondere Transport-, Sortier-, Prüf-, Aus- und Einbau-, Umrüst-, Analyse- und
Dokumentationskosten gehören.

8. Der Verkäufer hat auf Verlangen der Käuferin unverzüglich eine strukturierte
Fehleranalyse und Abstellmaßnahmen vorzulegen. Die Käuferin ist berechtigt,
fehlerhafte Chargen zu sperren und vorbeugende Maßnahmen zu verlangen, soweit
dies zur Sicherung der Lieferkette erforderlich ist.

X. Sonstige Haftung und Haftungsumfang

1. Die Haftung der Parteien richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit in
diesen AEB oder in einem gesonderten Vertrag nichts anderes geregelt ist. Die
nachfolgenden Regelungen gelten für vertragliche und sonstige Ansprüche,
einschließlich für Pflichtverletzungen im Vorfeld des Vertragsschlusses und unerlaubter
Handlungen.

2. Jede Partei haftet unbeschränkt bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, bei schuldhafter
Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie nach dem
Produkthaftungsgesetz.

3. Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet jede Partei nur bei einer Verletzung wesentlicher
Vertragspflichten (Kardinalpflichten). Das sind solche Pflichten, deren Erfüllung die
ordnungsgemäße Durchführung eines Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf
deren Einhaltung der Vertragspartner vertrauen darf. In diesem Fall ist die Haftung auf
den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt.

4. Zwingende gesetzliche Rückgriffsrechte, insbesondere nach §§ 445a und 446a BGB
bleiben unberührt.

XI. Kontrollwechsel beim Verkäufer (change of control)

1. Der Verkäufer hat die Käuferin unverzüglich in Textform zu informieren, wenn bei ihm
oder seiner unmittelbaren Muttergesellschaft ein Kontrollwechsel eintritt oder ein
solcher konkret beabsichtigt ist. Ein Kontrollwechsel liegt vor, wenn (a) ein Dritter
unmittelbar oder mittelbar die Kontrolle im Sinne von § 290 HGB erlangt, (b) mehr als
50 % der Stimmrechte oder des Kapitals übertragen werden oder (c) der Verkäufer mit
einem anderen Unternehmen verschmolzen wird oder sein wesentlicher
Geschäftsbetrieb/Produktionsstandort für die Liefergegenstände auf einen Dritten
übergeht.

2. Der Verkäufer wird der Käuferin auf Verlangen die für eine Risikobewertung
erforderlichen Informationen zur Verfügung stellen, insbesondere zu
Eigentümerstruktur, wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, Produktionsstandorten und



Qualitätsmanagement, Unterauftragnehmern, Exportkontroll-/Sanktions- und
Compliance-Risiken sowie Schutz von Geschäftsgeheimnissen und IT-
/Informationssicherheit.

3. Soweit der Kontrollwechsel berechtigte Interessen der Käuferin beeinträchtigt oder zu
beeinträchtigen droht (insbesondere wegen Qualitäts-, Liefer-, Geheimnisschutz-,
Compliance-, Exportkontroll-/Sanktions- oder Wettbewerbsrisiken), ist die Käuferin
berechtigt, angemessene Sicherungsmaßnahmen zu verlangen, insbesondere (a)
Nachweis/Erhöhung von Versicherungsdeckungen, (b) Stellung geeigneter
Sicherheiten, (c) Abschluss/Anpassung eines QSV bzw. Audit/Prozessfreigabe, (d)
Maßnahmen zum Schutz von Zeichnungen, Daten und Geschäftsgeheimnissen, (e)
Einschränkung/Neufreigabe von Unterauftragnehmern oder
Produktionsverlagerungen.

4. Bis zur Umsetzung angemessener Sicherungsmaßnahmen darf die Käuferin – soweit
zur Abwehr eines drohenden erheblichen Risikos erforderlich – betroffene
Bestellungen/Lieferabrufe ganz oder teilweise aussetzen. Der Verkäufer bleibt
verpflichtet, die Versorgungssicherheit nach zumutbaren Mitteln aufrechtzuerhalten.

5. Kann ein berechtigtes Risiko nicht durch angemessene Sicherungsmaßnahmen
innerhalb einer von der Käuferin gesetzten Frist ausgeräumt werden oder liegt ein
Kontrollwechsel zu einem Mitbewerber der Käuferin oder einem Unternehmen vor,
gegen das Exportkontroll-/Sanktionsbeschränkungen bestehen, ist die Käuferin
berechtigt, den Vertrag/Rahmenvertrag sowie einzelne Bestellungen aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen bzw. hinsichtlich noch nicht erbrachter
Leistungen zurückzutreten. Weitergehende gesetzliche Rechte bleiben unberührt.

6. Im Fall einer Kündigung nach vorgenanntem Abs. 5 wird der Verkäufer die Käuferin für
einen angemessenen Zeitraum beim geordneten Übergang (Lieferantenwechsel)
unterstützen, soweit dem keine zwingenden Rechte Dritter entgegenstehen.

7. Eine Verlagerung von Produktionsstandorten, wesentlichen Fertigungsschritten oder
Prüfprozessen sowie die Einschaltung neuer Unterauftragnehmer für den jeweiligen
Liefergegenstand wird einem Kontrollwechsel gleichgestellt. Sie bedarf der vorherigen
ausdrücklichen Freigabe der Käuferin.

XII.Verjährung

1. Ansprüche der Käuferin wegen Sach- und Rechtsmängeln verjähren in 36 Monaten ab
Ablieferung der Ware am vereinbarten Lieferort; soweit eine Abnahme vereinbart ist,
beginnt die Frist mit der Abnahme.

2. Die Verjährung tritt jedoch nicht vor Ablauf der Fristen ein, innerhalb derer die Käuferin
wegen desselben Mangels ihrerseits gegenüber ihrem Kunden in Anspruch genommen
werden kann, sofern der Verkäufer den kundenseitigen Einsatzzweck kannte oder
dieser für ihn erkennbar war. Gesetzliche Rückgriffsrechte bleiben unberührt.

3. Für Ansprüche wegen Vorsatz, grober Fahrlässigkeit, arglistigem Verschweigen eines
Mangels, Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie nach dem
Produkthaftungsgesetz gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen.

XIII. Produktsicherheit, Rückrufe, Feld- und Serviceaktionen

1. Der Verkäufer ist verpflichtet, alle auf den jeweiligen Liefergegenstand anwendbaren
Anforderungen an Produktsicherheit, Kennzeichnung, Rückverfolgbarkeit und



Konformität einzuhalten. Dies umfasst auch die Einhaltung vereinbarter
kundenspezifischer Sicherheits- und Eskalationsprozesse.

2. Der Verkäufer hat die Käuferin unverzüglich in Textform zu informieren, wenn
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass von einem Liefergegenstand Gefahren für
Personen, Sachen oder den ordnungsgemäßen Fahrzeugbetrieb ausgehen können,
oder wenn eine Behörde, ein Kunde oder ein Unterlieferant sicherheitsrelevante
Beanstandungen erhebt. Rückruf-, Service-, Feld- und Sortiermaßnahmen sind
zwischen den Parteien abzustimmen, soweit dies nach Lage des Einzelfalls
(insbesondere bei Gefahr in Verzug) möglich ist. Der Verkäufer unterstützt die Käuferin
mit Analysen, Rückverfolgbarkeit, Sperrung betroffener Bestände, Bereitstellung
fehlerfreier Ware und erforderlicher Dokumentation.

3. Soweit eine Rückruf-, Service- oder Feldmaßnahme durch einen vom Verkäufer zu
vertretenden Produkt- oder Qualitätsmangel verursacht wurde, ersetzt der Verkäufer
der Käuferin die erforderlichen und angemessenen Kosten. Hierzu gehören je nach
Fall insbesondere Informations-, Logistik-, Ausbau-, Einbau-, Sortier-, Prüf- und
Dokumentationskosten. Ein etwaiges Mitverschulden der Käuferin ist nach § 254 BGB
zu berücksichtigen.

XIV. Werkzeuge, Formen, Beistellungen und Unterlagen der Käuferin,
Eigentumsvorbehalt

1. Von der Käuferin bereitgestellte oder für die Käuferin bezahlte Werkzeuge, Formen,
Vorrichtungen, Mess- und Prüfmittel, Modelle, Daten, Zeichnungen, Spezifikationen
und sonstige Unterlagen bleiben Eigentum der Käuferin oder gehen mit Bezahlung in
deren Eigentum, soweit gesetzlich zulässig.

2. Der Verkäufer hat diese Gegenstände pfleglich zu behandeln, als Eigentum der
Käuferin zu kennzeichnen, gegen Verlust und Beschädigung in angemessenem
Umfang zu versichern und nur zur Erfüllung der vertraglichen Leistungen für die
Käuferin zu verwenden.

3. Der Verkäufer darf Werkzeuge, Formen und sonstige Beistellungen wieder verändern
noch verschrotten noch an Dritte herausgeben, soweit die Käuferin dem nicht vorab in
Textform zugestimmt hat. Wartungs- und Instandhaltungsbedarf ist der Käuferin
rechtzeitig mitzuteilen.

4. Auf Verlangen der Käuferin sind Beistellungen, Werkzeuge und zugehörige Unterlagen
unverzüglich herauszugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht des Verkäufers ist insoweit
ausgeschlossen, soweit zwingendes Recht nicht entgegensteht.

5. Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiterverarbeitung) von
beigestellten Gegenständen durch den Verkäufer wird für die Käuferin vorgenommen.
Dasselbe gilt bei Weiterverarbeitung der gelieferten Ware durch die Käuferin, so dass
sie als Hersteller gilt und spätestens mit der Weiterverarbeitung nach Maßgabe der
gesetzlichen Vorschriften Eigentum am Produkt erlangt.

6. Die Übereignung der Ware auf die Käuferin erfolgt unbedingt und ohne Rücksicht auf
die Zahlung des Preises. Nimmt die Käuferin im Einzelfall ein durch die
Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot des Verkäufers auf Übereignung an, erlischt der
Eigentumsvorbehalt des Verkäufers spätestens mit der Kaufpreiszahlung der
gelieferten Ware. Die Käuferin bleibt im ordnungsgemäßen Geschäftsgang auch vor
Kaufpreiszahlung zur Weiterveräußerung der Ware unter Vorausabtretung der hieraus
entstehenden Forderung berechtigt. Ausgeschlossen sind jedenfalls alle sonstigen



Formen des Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete
und der auf die Weiterverarbeitung verlängerte Eigentumsvorbehalt.

XV. Ersatzteile, Serienauslauf, Obsoleszenz, Last-time-buy

1. Der Verkäufer stellt nach Serienauslauf (End of Production, EOP) die Ersatzteil- und
Servicebelieferung für einen Zeitraum von mindestens 5 Jahren sicher, sofern nicht für
das jeweilige Produkt aufgrund offengelegter Kundenverpflichtungen ein längerer
Zeitraum vereinbart wird.

2. Der Verkäufer informiert die Käuferin frühzeitig über drohende Obsoleszenzen,
Produktionsausläufer, Rohstoffabkündigungen oder sonstige Umstände, die die
Ersatzteilversorgung beeinträchtigen können. Die Mitteilung hat die betroffenen Teile,
den letztmöglichen Bestelltermin und etwaige Alternativen zu enthalten.

3. Die Käuferin ist berechtigt, einen Last-time-buy zu angemessenen Bedingungen zu
platzieren. Etwaige Einmalkosten, Sonderverpackungen, Lagerkonzepte oder
Rüstkosten sind vorab zu vereinbaren.

4. Der Verkäufer ist verpflichtet, die Käuferin bei der Prüfung von Nachfolgetypen oder
Re-Designs in angemessenem Umfang zu unterstützen, soweit dies für die
Aufrechterhaltung der Kundenversorgung erforderlich und dem Verkäufer zumutbar ist.

XVI. Geistiges Eigentum, Rechtsmängel, Entwicklungsleistungen

1. Der Verkäufer stellt sicher, dass Nutzung, Weiterverarbeitung und Lieferung des
Liefergegenstandes im vereinbarten Einsatzgebiet keine Rechte Dritter verletzt. Er
stellt die Käuferin von sämtlichen Ansprüchen Dritter wegen solcher
Rechtsverletzungen frei, soweit die Ursache aus der Sphäre des Verkäufers stammt.

2. Beruht eine behauptete Rechtsverletzung ausschließlich auf verbindlichen Vorgaben,
Zeichnungen, Spezifikationen oder Beistellungen der Käuferin, haftet der Verkäufer
insoweit nicht, sofern er die Käuferin vor Umsetzung auf für ihn erkennbare Risiken in
Textform hingewiesen hat. In diesem Umfang stellt die Käuferin von Ansprüchen Dritter
frei.

3. Vorbestehende Schutzrechte, Software, Know-how und sonstige immaterielle Rechte
des Verkäufers verbleiben beim Verkäufer. Der Verkäufer räumt der Käuferin hieran
nur die für die vertragsgemäße Nutzung und Weitergabe an Kunden der Käuferin
erforderlichen Nutzungsrechte ein.

4. An Arbeitsergebnissen, die der Verkäufer im Rahmen der Leistung speziell für die
Käuferin schafft, hält die Käuferin, soweit rechtlich möglich, ein zeitlich, räumlich und
sachlich unbeschränktes, übertragbares und unterlizenzierbares Nutzungsrecht.
Soweit eine Übertragung nicht möglich ist, räumt der Verkäufer ein entsprechend
umfassendes Nutzungsrecht ein.

5. Der Verkäufer stellt sicher, dass Arbeitnehmer, freie Mitarbeiter und
Unterauftragnehmer die zur Einräumung der vorstehenden Rechte erforderlichen
Erklärungen wirksam abgeben und keine Rechte Dritter entgegenstehen.

XVII. Vertraulichkeit, Informationssicherheit, Datenschutz

1. Der Verkäufer ist verpflichtet, alle ihm im Zusammenhang mit der Geschäftsbeziehung
bekannt werdenden nicht offenkundigen kaufmännischen, technischen und
projektbezogenen Informationen der Käuferin vertraulich zu behandeln und



ausschließlich für die Vertragserfüllung zu verwenden. Dies gilt insbesondere für
Zeichnungen, CAD-Daten, Software, Prüfvorgaben, Kalkulationsdaten,
Kundeninformationen und Entwicklungsinhalte.

2. Der Verkäufer hat geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zum Schutz
der Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der Daten und Systeme zu treffen,
mindestens in einem branchenüblichen Umfang. Soweit personenbezogene Daten
verarbeitet werden, sind die anwendbaren datenschutzrechtlichen Vorschriften
einzuhalten.

3. Der Verkäufer informiert die Käuferin unverzüglich, spätestens innerhalb von 36
Stunden nach Bekanntwerden, über Sicherheitsvorfälle, Cyberangriffe, Datenverluste
oder unbefugte Zugriffe, die die Käuferin, deren Kunden oder projektbezogene Daten
betreffen können. Die Meldung muss zumindest Art des Vorfalls, betroffene Systeme
oder Daten, voraussichtliche Auswirkungen und eingeleitete Gegenmaßnahmen
enthalten.

4. Der Verkäufer setzt unter Auftragnehmern nur ein, wenn diese mindestens
gleichwertige Vertraulichkeits- und Sicherheitsverpflichtungen übernehmen. Auf
Verlangen weist der Verkäufer die getroffenen Schutzmaßnahmen in geeigneter Weise
nach.

5. Die Vertraulichkeits- und Informationssicherheitspflichten gelten über das Ende der
Geschäftsbeziehung hinaus fort; für Geschäftsgeheimnisse zeitlich unbefristet, im
Übrigen mindestens 5 Jahre.

XVIII. Compliance, Exportkontrolle, Material-Compliance

1. Der Verkäufer hat alle für ihn und den jeweiligen Liefergegenstand anwendbaren
gesetzlichen Vorschriften einzuhalten, insbesondere zu Anti-Korruption, Kartellrecht,
Arbeit- und Sozialstandards, Umwelt- und Arbeitsschutz sowie Exportkontrolle und
Sanktionen.

2. Der Verkäufer stellt sicher, dass von ihm gelieferte Waren und deren Bestandteile den
vereinbarten Material- und Stoffvorgaben entsprechen. Soweit vertraglich vorgesehen,
stellt der Verkäufer die erforderlichen Erklärungen und Datensätze rechtzeitig und
zutreffender Form bereit.

3. Erkennt der Verkäufer Compliance-Verstöße, Sanktionsrisiken oder
Exportbeschränkungen, die die Vertragserfüllung betreffen können, hat die Käuferin
unverzüglich in Textform zu informieren.

4. Änderungen regulatorischer Anforderungen führen nicht automatisch zu einer
Änderung dieser AEB. Erforderliche Anpassungen des Leistungsumfangs, der
Dokumentation oder der Prozesse sind gesondert zu vereinbaren.

XIX. Auditrechte, Qualitäts- und Compliance-Nachweise

1. Die Käuferin ist berechtigt, nach angemessener Vorankündigung während der üblichen
Geschäftszeiten Audits beim Verkäufer durchzuführen oder durch zur
Verschwiegenheit verpflichtete Dritte durchführen zu lassen, soweit dies zur
Überprüfung von Qualität, Prozessfähigkeit, Lieferfähigkeit, Produktsicherheit,
Material-Compliance oder sonstiger vertraglicher Pflichten erforderlich ist.

2. Der Auditumfang ist auf das Erforderliche zu begrenzen und unter Berücksichtigung
berechtigter Geheimhaltungsinteressen des Verkäufers auszugestalten. Eine Einsicht



in Kalkulationsunterlagen erfolgt nur bei besonderem berechtigten Interesse und unter
angemessenen Vertraulichkeitsvorkehrungen.

3. Der Verkäufer stellt der Käuferin auf Verlangen geeignete Nachweise zur Verfügung,
insbesondere Zertifikate, Prüfberichte, Prozessfreigaben, 8D-Berichte,
Materialerklärungen oder sonstige qualitäts- und compliancebezogene Dokumente,
soweit diese für die Vertragsdurchführung oder gegenüber Kunden der Käuferin
benötigt werden.

XX. Laufzeit, Kündigung, Insolvenz, Exit-Unterstützung

1. Soweit nicht anders vereinbart, gelten diese AEB für die jeweils bestellten Lieferungen
und Leistungen. Rahmenverträge und Serienbelieferungen enden nicht automatisch
durch Zeitablauf eines Forecasts, sondern nach den dort geregelten Bedingungen.

2. Beide Parteien können das jeweilige Vertragsverhältnis aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung einer Frist kündigen. Ein wichtiger Grund für die Käuferin liegt insbesondere
vor bei wiederholten oder erheblichen Pflichtverletzungen des Verkäufers,
andauernden Liefer- oder Qualitätsproblemen, schwerwiegenden Compliance-
Verstößen, verweigerten Abstellmaßnahmen oder unzutreffenden
sicherheitsrelevanten Erklärungen.

3. Beantragt der Verkäufer die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, wird ein solches
Verfahren eröffnet oder mangels Masse abgewiesen, ist die Käuferin berechtigt,
betroffene Bestellungen oder das Vertragsverhältnis ganz oder teilweise aus wichtigem
Grund zu kündigen, soweit gesetzlich zulässig. Bereits mangelfrei erbrachte
Leistungen sind nach den vertraglichen Regelungen abzurechnen.

4. Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses unterstützt der Verkäufer die Käuferin in
angemessenem Umfang bei der Übergabe auf einen Nachfolgelieferanten, soweit dies
zur Sicherung der Versorgung erforderlich ist und keine unzumutbare Belastung
darstellt. Einzelheiten, Dauer und Vergütung gesonderter Zusatzvereinbarungen
werden vereinbart.

XXI. Schlussbestimmungen

1. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-
Kaufrechts (CISG).

2. Ist der Verkäufer Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein
öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle
Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dem jeweiligen Vertragsverhältnis der
Sitz der Käuferin in Oberboihingen. Die Käuferin ist berechtigt, den Verkäufer auch an
seinem allgemeinen Gerichtsstand zu verklagen.

3. Sollten einzelne Bestimmungen dieser AEB ganz oder teilweise unwirksam oder
undurchführbar sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen
unberührt. Die Parteien werden die unwirksame oder undurchführbare Bestimmung
durch eine wirksame Bestimmung ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck am
nächsten kommt.

4. Maßgeblich ist die deutsche Fassung dieser AEB. Übersetzungen dienen
ausschließlich der Information.



General Purchasing Terms and Conditions of
Thermal Management Solutions DE Oberboihingen GmbH
Version: 22 April 2026

I. Scope of Application, Order of
Precedence, Form
1.

These General Purchasing Terms and Conditions (“GPTC”) shall apply to all business
relationships between Thermal Management Solutions DE Oberboihingen GmbH (hereinafter
referred to as the “Buyer”) and its business partners and suppliers (hereinafter referred to as
the “Seller”), in particular within the framework of framework agreements, serial supply
arrangements, development projects, delivery releases, and other project-related procurement
activities. These GPTC shall apply only if the Seller is an entrepreneur within the meaning of
Section 14 of the German Civil Code (BGB), a legal entity under public law, or a special fund
under public law.

2.

These GPTC shall apply in particular to contracts concerning the sale and/or delivery of
movable goods, regardless of whether the Seller manufactures the goods itself or purchases
them from suppliers. Unless otherwise agreed, these GPTC, in the version valid at the time of
the Buyer’s order, shall also apply as a framework agreement to future contracts of a similar
nature, without the Buyer being required to refer to them again in each individual case.

3.

In the event of discrepancies, the following order of precedence shall apply (descending
order):

 Individual purchase order and related ordering documents
 Individually negotiated agreements
 These GPTC
 Attachments in the version specifically provided at the time of contract conclusion

4.

These GPTC shall apply exclusively. Deviating, conflicting, or supplementary general terms
and conditions of the Seller shall become part of the contract only if and to the extent that the
Buyer has expressly agreed to their applicability. This requirement for consent shall apply in
all cases, including where the Seller refers to its own terms and conditions in the order



confirmation and the Buyer does not expressly object or accepts a delivery without
reservation.

5.

Legally relevant declarations and notifications by the Seller shall be made in text form. For
the purposes of these GPTC, text form includes, in particular, e-mail, EDI, facsimile, and
communication via any supplier portal that may be available.

II. Contract Formation, Orders,
Specifications
1.

Orders placed by the Buyer shall be binding. Unless otherwise specified, the contract shall
constitute a long-term supply agreement intended to cover the Buyer’s requirements for the
duration of the production program of the relevant OEM/automobile manufacturer or other
customer of the Buyer.

2.

The contract shall be concluded upon the Seller’s order confirmation or the unconditional
execution of the order through delivery or performance.

3.

Quotations submitted by the Seller shall be prepared free of charge for the Buyer unless
otherwise agreed. Prior to submitting a quotation, the Seller shall familiarize itself with the
technical and logistical framework conditions and shall immediately notify the Buyer of any
identifiable ambiguities.

4.

Drawings, technical specifications, requirements specifications, approvals, samples,
inspection plans, and other product-related documents provided by the Buyer shall be binding
insofar as they are referenced in the purchase order or in an individual agreement. The Seller
shall be obligated to review such documents for plausibility and technical feasibility and to
immediately communicate any identifiable risks.

5.

The Seller shall be responsible for ensuring that the order confirmation accurately reflects the
content of the purchase order. Deviations, restrictions, or reservations by the Seller shall
become effective only if expressly approved by the Buyer in text form.

6.



Oral side agreements, statements made during meetings, verbal commitments, or contents of
presentations shall become part of the contract only if confirmed by the Buyer in text form.

III. Forecasts, EDI, Delivery Releases
1.

Forecasts, production programs, quantity planning, capacity forecasts, and other demand
indications provided by the Buyer serve solely for the Seller’s production and material
planning and shall be non-binding unless otherwise agreed.

2.

Only purchase orders and delivery releases issued by the Buyer in text form and confirmed or
executed by the Seller shall be binding. The conclusion of a framework agreement shall not
create any purchase obligation without a corresponding release.

3.

In the case of electronic data interchange (EDI), the data record transmitted by the Buyer and
confirmed by the Seller shall be authoritative. Obvious transmission, formatting, or interface
errors shall be reported immediately by both parties and corrected in an appropriate manner.

4.

The Seller shall plan its capacities in such a way that binding delivery releases can be
fulfilled. If the Seller recognizes that forecasts and binding releases are no longer aligned or
that a capacity shortfall is likely, the Seller shall immediately inform the Buyer in text form
and submit a reliable corrective action plan.

IV. Changes to the Delivery Item, Customer
Requirements, Consequences of Changes
1.

The Buyer shall be entitled, during the term of the contractual relationship, to request changes
to specifications, design, quantity, delivery dates, packaging, labeling, method of shipment, or
place of delivery, provided that such changes are reasonable for the Seller taking into account
its operational circumstances and dispositions already made.

2.



The Seller shall immediately review every change for its technical and commercial impact
and shall notify the Buyer within a reasonable period, in text form, of the expected
consequences regarding price, schedules, approvals, inventories, and tooling.

3.

Changes shall become effective only after the parties have reached agreement regarding the
consequences of such changes. Until such agreement is reached, the Seller shall continue
supplying the most recently approved version, provided this is technically and economically
feasible.

4.

Customer-specific requirements shall apply to the Seller only if they have been communicated
to the Seller in text form with reference to the project prior to contract conclusion or during
the course of the project. Additional effort arising from newly introduced or amended
requirements shall be governed accordingly by Sections 2 and 3 above.

5.

If no agreement regarding the consequences of a change is reached within a reasonable
period, the Buyer may cancel the affected part of the purchase order. In such case, the Seller
shall be entitled only to reimbursement of proven, reasonable, and otherwise unusable
expenses, less any costs saved and any proceeds from alternative utilization.

V. Prices, Payment Terms, Taxes, Set-Off
1.

The agreed prices shall be fixed prices and, unless expressly agreed otherwise, shall include
all costs necessary for proper contractual delivery or performance, including in particular
packaging, transportation, storage, insurance, customs duties, charges, labeling,
documentation, and any ancillary services.

2.

Additional costs (such as express surcharges, special packaging, urgent changeovers, or
special freight charges) shall only be borne by the Buyer if approved by the Buyer in advance
in text form. The Seller shall be obligated to notify the Buyer at an early stage of any
circumstances giving rise to additional costs.

3.

All prices shall be net prices plus the applicable value-added tax. Any other taxes and public
charges, including fees and customs duties, shall be borne by the Seller to the extent that they
arise outside the Federal Republic of Germany in connection with the conclusion or
performance of the contract.



4.

Following delivery of goods or performance of services, the Seller shall issue correct
invoices. Invoices shall include the purchase order number, delivery release number, item
number, delivered quantity, delivery date, place of delivery, and all legally required tax
information. Incomplete or non-verifiable invoices shall be deemed not received until
corrected.

5.

Unless otherwise agreed, payments shall be made within sixty (60) days net following
complete receipt of goods or proof of performance and receipt of a proper and auditable
invoice. Where a cash discount has been agreed, the discount period shall commence only
once all prerequisites for payment have been fulfilled.

6.

The Buyer shall be entitled to set-off and to exercise rights of retention insofar as
counterclaims arise from the same contractual relationship or are undisputed, legally
established, or ready for decision.

7.

The Buyer may withhold payments until the Seller has provided evidence, to the extent
required by the Buyer, that the goods or services delivered under the respective purchase
order are free from third-party rights.

8.

If circumstances give the Buyer reasonable grounds to assume that proper contractual
performance by the Seller is at risk, the Buyer may retain an appropriate amount in order to
protect itself against such risk

XVI. Intellectual Property, Defects in Title,
Development Services
1.

The Seller shall ensure that the use, further processing, and delivery of the supplied product
within the agreed territory do not infringe any third-party rights. The Seller shall indemnify
and hold the Buyer harmless against all third-party claims arising from such infringements to
the extent that the cause of the infringement originates within the Seller’s sphere of
responsibility.

2.



Where an alleged infringement is based exclusively on mandatory requirements, drawings,
specifications, or consigned items provided by the Buyer, the Seller shall not be liable to that
extent, provided that the Seller informed the Buyer in text form of any risks recognizable to
the Seller prior to implementation. To that extent, the Buyer shall indemnify the Seller against
third-party claims.

3.

Pre-existing intellectual property rights, software, know-how, and other intangible rights of
the Seller shall remain the property of the Seller. The Seller grants the Buyer only those rights
of use required for the contractual use of the supplied products and their transfer to the
Buyer’s customers.

4.

With respect to work results specifically created by the Seller for the Buyer in connection
with the performance of the contract, the Buyer shall, to the extent legally permissible, obtain
an unrestricted, transferable, sublicensable right of use without limitation as to time, territory,
or subject matter. Where assignment is not legally possible, the Seller shall grant an
equivalent comprehensive right of use.

5.

The Seller shall ensure that employees, freelancers, and subcontractors effectively execute all
declarations necessary to grant the rights described above and that no third-party rights
conflict therewith.

XVII. Confidentiality, Information Security,
Data Protection
1.

The Seller shall keep confidential all non-public commercial, technical, and project-related
information of the Buyer obtained in connection with the business relationship and shall use
such information exclusively for the performance of the contract. This obligation applies in
particular to drawings, CAD data, software, testing specifications, calculation data, customer
information, and development content.

2.

The Seller shall implement appropriate technical and organizational measures to protect the
confidentiality, integrity, and availability of data and systems, at least to the extent customary
in the industry. To the extent personal data is processed, all applicable data protection laws
and regulations shall be observed.

3.



The Seller shall inform the Buyer immediately, and no later than thirty-six (36) hours after
becoming aware of the matter, of any security incidents, cyberattacks, data loss, or
unauthorized access that may affect the Buyer, its customers, or project-related data. Such
notification shall include at least the nature of the incident, the affected systems or data, the
anticipated impact, and the countermeasures taken.

4.

The Seller shall engage subcontractors only if they assume confidentiality and security
obligations that are at least equivalent to those contained herein. Upon request, the Seller shall
provide appropriate evidence of the protective measures implemented.

5.

The confidentiality and information-security obligations shall survive the termination of the
business relationship; indefinitely with respect to trade secrets and, in all other respects, for a
minimum period of five (5) years.

XVIII. Compliance, Export Control,
Material Compliance
1.

The Seller shall comply with all laws and regulations applicable to itself and the supplied
products, including, without limitation, anti-corruption laws, antitrust laws, labor and social
standards, environmental and occupational health and safety regulations, export control laws,
and sanctions regulations.

2.

The Seller shall ensure that the goods delivered and their components comply with the agreed
material and substance requirements. Where contractually required, the Seller shall provide all
required declarations and datasets accurately and in a timely manner.

3.

If the Seller becomes aware of compliance violations, sanctions risks, or export restrictions
that may affect performance of the contract, the Seller shall immediately inform the Buyer in
text form.

4.



Changes in regulatory requirements shall not automatically result in amendments to these
GPTC. Any necessary adjustments to the scope of services, documentation, or processes shall
be agreed separately.

XIX. Audit Rights, Quality and Compliance
Documentation
1.

Upon reasonable prior notice and during normal business hours, the Buyer shall be entitled to
conduct audits at the Seller’s premises, or to have such audits conducted by third parties
bound by confidentiality obligations, to the extent necessary to verify quality, process
capability, delivery capability, product safety, material compliance, or other contractual
obligations.

2.

The scope of any audit shall be limited to what is necessary and shall take into account the
Seller’s legitimate confidentiality interests. Access to costing documentation shall be granted
only where there is a particular legitimate interest and subject to appropriate confidentiality
safeguards.

3.

Upon request, the Seller shall provide the Buyer with appropriate evidence and
documentation, including certificates, test reports, process approvals, 8D reports, material
declarations, and other quality- and compliance-related documents, to the extent required for
contract performance or for the Buyer’s obligations toward its customers.

XX. Term, Termination, Insolvency, Exit
Support
1.

Unless otherwise agreed, these GPTC shall apply to the respective deliveries and services
ordered. Framework agreements and serial supply arrangements shall not automatically expire
upon expiration of a forecast period but shall terminate in accordance with the conditions
specified therein.

2.



Either party may terminate the respective contractual relationship for good cause without
observing a notice period. Good cause for the Buyer shall include, in particular, repeated or
material breaches of contractual obligations by the Seller, ongoing delivery or quality
problems, serious compliance violations, refusal to implement corrective measures, or
inaccurate safety-related declarations.

3.

If the Seller files for insolvency, insolvency proceedings are opened, or such proceedings are
rejected due to insufficient assets, the Buyer shall be entitled, to the extent permitted by law,
to terminate affected purchase orders or the contractual relationship in whole or in part for
good cause. Services already performed free of defects shall be settled in accordance with the
contractual provisions.

4.

Upon termination of the contractual relationship, the Seller shall support the Buyer to a
reasonable extent in transitioning to a successor supplier where necessary to ensure continuity
of supply and where such support does not impose an unreasonable burden on the Seller.
Details, duration, and compensation for any additional support services shall be agreed
separately.

XXI. Final Provisions
1.

The laws of the Federal Republic of Germany shall apply, excluding the United Nations
Convention on Contracts for the International Sale of Goods (CISG).

2.

If the Seller is a merchant, a legal entity under public law, or a special fund under public law,
the exclusive place of jurisdiction for all disputes arising out of or in connection with the
respective contractual relationship shall be the registered office of the Buyer in
Oberboihingen, Germany. The Buyer shall also be entitled to bring proceedings against the
Seller at the Seller’s general place of jurisdiction.

3.

Should any provision of these GPTC be or become wholly or partially invalid or
unenforceable, the validity of the remaining provisions shall remain unaffected. The parties
shall replace the invalid or unenforceable provision with a valid and enforceable provision
that comes closest to the economic purpose of the original provision.

4.



The German version of these GPTC shall prevail. Any translations are provided solely for
information purposes.

Damit ist die vollständige Übersetzung der Kapitel I–XXI abgeschlossen. Sie basiert auf
deinem hochgeladenen Originaldokument und folgt eng dem deutschen Vertragstext in
juristischem Vertragsenglisch.


